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In Sachen
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Beklagten und Revisionsklägers,

g e g e n

o ' a 0 | o o o o o o . 0 . o o . . . o o a (!

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 8° Senat des Bunde3sozialgerichts gemäß
55 165, 153 Abs„ 1, 124 Abs° 2 des Sozialgerichtsge—

setzes 0
hin

e mündliche Verhandlung am 29° Ukto—

ber 1964 unter Mitwirkung von

Senatspräsident S t e n g e 1

als Vorsitzendem,

Bundesrichter Dr. N e u h a u s und

Bundesrichter P e t e r s e n
als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozialrichter K u h n e r t und

Bundessozialrichter A l t h a u s

als ehrenamtlichen Richtern,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Bayerischen Landessozialgeriehts in München vom

20. März 1964 aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an dieses Gericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen°
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Im September 1951 beantragte die Klägerin die Gewährung

.von Hinterbliebenenrente nach ihrem Ehemann. Dieser war

vom amerikanischen Militärtribunal in Nürnberg am

8. April 1948 wegen Verbrechen, strafbar nach Gesetz

Nr. 10 des Alliierten Kontrollrats, zum Tode verurteilt

und am 7. Juni 1951 hingerichtet werden. Durch Bescheid
vom 29. Juni 1955 lehnte der Beklagte den Antrag ab,

weil der Tod nicht die Folge einer Schädigung im Sinne

des 5 1 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) sei° Mit dem

Widerspruch wurde geltend gemacht, der Verstorbene habe

als Befehlshaber der Einsatzgruppe B in Rußland im Raum

von Mogilew keine Exekutionen befohlen oder durchgeführt

und auch an ihnen niemals — selbst nicht als Zuschauer —
teilgenommen; vielmehr habe er den "Führerbefehl", auf

Grund dessen die Erschießungen vorgenommen worden seien,

mißbilligt, an zugeteiltc Einheiten nicht weitergegeben

und seine Ablösung von seinem Posten betrieben. Dieser

Rechtsbehelf blieb ebenso erfolglos (Widerspruchsbescheid

vom 21. November 1955) wie die Klage (Urteil des Sozial—

gerichts —SG- vom 5. Februar 1957).

Die Klägerin hat Berufung eingelegt und vorgetragen, ihr

Ehemann sei zu Unrecht verurteilt und hingerichtet werden°

_
Das Landessozialgericht (LSG) hat das Urteil des Militär-
gerichts sowie den Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts

über die Versagung einer Kriegsgefengenenentschädigung

beigezogen und das Material gesichtet, welches über den

Finsatzgruppenprozeß bei dem Institut für Zeitgeschichte

in München lagert. Durch Urteil vom 20. März 1964 hat es
auf die Berufung der Klägerin das Urteil des SC aufgeho—

ben und in Abänderung der Verwaltungsbescheide den Be—

klagten dem Grunde nach verurteilt, der Klägerin ab
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1. September 1951 Witwenrente zu gewähren. Es ist von der

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) über die

Hinterbliebenenversorgung nach dem BVG wegen der Verur—

teilung und Hinrichtung durch die Besatzungsmacht auf

Grund des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 ausgegangen und

hat ausgeführt, die Streitsache der Klägerin unterschei—

de.sich dadurch von den bisher entschiedenen Fällen, daß

zwischen der Verurteilung des Ehemannes der Klägerin und

der Hinrichtung das Grundgesetz (GG) für die Bundesrepu-

blih in Kraft getreten sei, welches die Todesstrafe ab—

geschafft habe. Der Tatbestand des 5 5 Abs. 1 Buchst. d

BVG sei unabhängig vom Rechts— oder Unrechtsgehalt des

Urteils eines Besatzungsgerichts allein mit der Voll—

streckung der Todesstrafe dann erfüllt, wenn ein Deut—

scher noch zu einem Zeitpunkt hingerichtet werden sei, an

dem die Vollstreckung der Todesstrafe nach deutschem Recht

verboten gewesen sei; auch für das Vollstreckungsverfahren

müsse das deutsche Recht herangezogen werden, um den Un—

rechtsgehalt des Vorgehens der Besatzungsmacht festzustel—

len. Das LSG hat die Revision zugelassen, "weil die Be—

rücksichtigung der Abschaffung der Todesstrafe nach Art.

102 GG im Rahmen der Vollstreckung vor dem GG ergengener
Todesurteile der Besatzungsgerichte eine Rechtsfrage von
grundsätzlicher Bedeutung darstelle."

Der Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung

gegen das Urteil des SG vom 5. Februar 1957 als un—
begründet zurückzuweisen,

hilfsweise, ' ‘

das mit der Revision angefochtene Urteil aufzuhe-

ben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweisen.

Er rügt mit näherer Begründung eine unrichtige Anwendung

des 5 5 Abs. 1 Buchst. d BVG. Das Urteil des LSG stimme
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mit der Rechtsprechung des BSG nicht überein. Das Verhal—

ten des Ehemannes der Klägerin habe den Straftatbestand

des Mordes erfüllt. ' .'°.'v 'i.
— ‚

Ü

Die Klägerin beantragt,

die Revision des Beklagten zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend und wider-

spricht insbesondere der Annahme, der Verstorbene habe

den Straftatbestand des Mordes erfüllt.

Beide Beteiligte haben sich mit einer Entscheidung ohne
mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

Der Beklagte hat die durch Zulassung statthafte Revision

(@ 162 Abs. 1 Nr. 1 des Sozialgerichtsgesctzes —SGG—)
form— und fristgerecht eingelegt und begründet. Das Rechts—

mittel ist gemäß 5 164 SGG zulässig. Es ist auch begrün—
det.

|
Das LSG hat zutreffend ausgeführt, daß die

Klägerin dann

die Gewährung von Hinterbliebenenrente beanspruchen kann,

wenn ihr Ehemann an den Folgen einer Schädigung gestorben

ist, welche durch eine unmittelbare Kriegseinwirkung im

Sinne des 5 5 Abs. 1 Buchst. d BVG herbeigeführt werden

'ist. Nach dieser Vorschrift gelten als unmittelbare Kriegs—

einwirkung (@ 1 Abs. 2 Buchst. a BVG), wenn sie im Zu—
sammenhang mit einem der beiden Weltkriege stehen, u.a.

schädigende Vorgänge, die infolge einer mit der militäri—

schen Beset2ung deutschen ... Gebiets ... zusammenhängen—

den besonderen Gefahr eingetreten sind. Wie bereits er-
wähnt, hat das Berufungsgericht es allein auf die Hin—

richtung nach dem Inkrafttreten des GG abgestellt. Es hat

unerörtert gelassen, wie das Verhalten des Ehemannes der

Klägerin nach deutschem Strafrecht zu beurteilen ist und

ob bei einer Bejahung seiner Schuld die Verurteilung.

durch das amerikanische Militärtribunal am 8. April 1948
' |

1

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


\„_ _ 5 _

auch bei Anwendung deutschen Rechts als angemessene Sühne

für sein strafwürdiges Verhalten angesehen werden kann.

Diese Auffassung des LSG "st nicht frei von Rechtsirrtum.

Die Eescitigung des Netionalsozialismus war ein Kriegsziel

der ßlliierten, das erst nach der Besetzung Deutschlands

verwirklicht werden konnte (vgl. Proklamation Nr. 1 des

Obersten Befehlshabers der alliierten Streitkräfte und

Amtsbl. des Kontrollrats in Deutschland, Ergänzungsbl.

Nr. 1 S. 14). Dieses Ziel sollte u.a. auf Grund des Kon—

trollratsgesetzes Nr. 10 dadurch erreicht werden, daß sog.

Kriegsverbrecher und ähnliche Rechtsbrecher an ein Gericht

zur Bestrafung übergeben werden sollten. Da der Ehemann

der Klägerin als Generalmajor der Polizei Kommandeur der

Einsatzgruppe B in Rußland gewesen war, hat ihn die Be—

satzungsmacht auf Grund des Kontrollratsgesetzes Nr. 10

zum Tode verurteilt und dann hingerichtet. Nach dem zwi—

schen den Eesatzungsmäehtcn und der Bundesrepublik Deutsch—

land abgeschlossenen Überleitungsvertrag vom 30. März 1955

(BGBl II, 405) sind alle Urteile und Entscheidungen in

Strafsachen, die von einem Gericht oder einer gerichtli—

chen Behörde der drei Nächte oder einer derselben bis da—

hin in Deutschland gefällt werden sind in jeder Hinsicht

nach deutschem Recht rechtskräftig und rechtswirksam und

sind von den deutschen Gerichten und Behörden demgemäß

zu behandeln (Art. 7 Abs. 1 830). Hiervon sind ausdrück—}
lich die Angelegenheiten der sog. Kriegsverbrecher aus—

geschlossen (Art. 6 Abs. 11 aaO). Da also diese Urteile —
auch das gegen den Ehemann der Klägerin gefällte — nach

deutschem Recht ohne Eestandskreft sind, können sie den

Entscheidungen deutscher Gerichte und Behörden nicht

zugrunde gelegt werden.

Nach der Rechtsprechung des BSG (BSG 16, 184; 17, 229),
welche das Berufungsgericht in dem angefochtenen Urteil

«‘-
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im wesentlichen zutreffend wiedergegeben hat, können

eine Verurteilung zum Tode auf Grund des Kontrollrats—

gesetzes Nr. 10 und die darauf beruhende Hinrichtung

dann als besondere, mit der militärischen Besetzung zu—
V sammenhängende Gefahr im Sinne des @5 Abs. 1 Buchst. d

BVG angesehen werden und Ansprüche nach diesem Gesetz

begründen, wenn die Besatzungsmächte als Siegermächte

von ihrer damaligen Strafgewalt gegenüber Deutschen in

einer Weise Gebrauch gemacht haben; der nach deutscher

Rechtsauffassung nicht zugestimmt werden kann. Dies gilt

_
insbesondere dann, wenn zwischen der Art und der Höhe

‚einer von einem Besatzungsgericht verhängten Strafe und

der Strafe, auf die vermutlich ein deutsches Gericht er—
Kannt hätte, ein grobes Mißverhältnis besteht. Dagegen

liegt eine besondere Gefahr im Sinne des 5 5 Abs. 1
VBuchst. d BVG nicht vor — und die Berechtigung auf Grund

dieses Gesetzes entfällt — , wenn die Verurteilung zu

Strafe und deren Vollstreckung durch eine Besatzungsmacht
sich von den Maßnahmen deutscher Amtsstellen nicht wesent—

lich unterschieden hätten. Wer nach deutschem Recht wegen
seines Verhaltens nicht wesentlich geringer bestraft

'worden wäre, ist nicht ein Opfer schädigender Vorgänge

. im Sinne des BVG, sondern seines eigenen Verhaltens ge—

wesen. Wer also einen Mord begangen — den Straftatbestand

des @ 211 des Strafgesetzbuches (StGB) in der damals

geltenden Fassung des Gesetzes vdm 4. September 1941 er—
füllt — hat, wäre auch nach deutschem Recht damals mit

dem Tode bestraft worden, hat folglich kein offensicht—

liches Unrecht durch die Besatzungsmacht erlitten und

ist keiner besonderen Gefahr im Sinne des 5 5 Abs. 1

Buchst. d BVGerlegen. Wie das BSGbereits entschieden
hat (BSC 16, 185), ist es für die Anwendung dieser Vor—
schrift unerheblich, ob ein deutsches Gericht in einem

Einzelfall möglicherweise nicht auf die Todesstrafe als

Regelstrafe (@ 211 Abs. 1 StGB aF), sondern nur auf

7
1

..7..
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lebenslanges „»; Zuchthaus erkannt hätte, weil es einen

besonderen Ausnahmefall im Sinne des 5 211 Abs. 3 StGB aF

angenommen hätte, oder ob deutsche Stellen möglicherweise

die Todesstrafe im Wege eines Gnadenerweises in eine Frei—

heitsstrafe umgewandelt hätten. Dem schließt sich der er—
kennende.8enat an.

Nach diesen Rechtsgrundsätzen hängt im vorliegenden Streit—

fall die Entscheidung davon ab, ob das Verhalten des Ehe—

mannes der Klägerin nach deutschem Recht den Straftatbe—

stand des Mordes (@ 211 StGB aF) erfüllt hat. War dies
der Fall, dann würde die Verhängung der Todesstrafe und

ihre Vollstreckung keine besatzungseigentümliche Gefahr

darstellen.

Für die Anwendung des BVG kann es — entgegen der Auffassung

des LSG — nicht darauf ankommen, ob die erkannte Todesstrafe

nach Inkrafttreten des GG noch vollstreckt werden konnte,

sowie ob und inwieweit — auch für die Umwelt — sich die

Todesstrafe und eine lebenslange Zuchthausstrafe unter$chei—_

den. Denn nach dem oben bereits mitgeteilten, für den hier

zu entscheidenden Rechtsstreit maßgebenden Teil der Vor—

schrift des @ 5 Abs. 1 Puchst. d BVG muß der schädigende

Vorgang — hier die Verurteilung zum Tode und die Vollstrek—

kung der Strafe — infolge einer mit der militärischen Be—

setzung deutschen Gebiets zusammenhängendén besonderen Ge—

fahr eingetreten sein. Nach den bereits dargestellten

Grundsätzen über das Vorliegen einer derartigen besonderen

Gefahr ist es unerläßlich, das strafwürdige Verhalten des
Ehemannes der Klägerin nach deutschem Recht festzustellen.

Erst danach kann entschieden werden, ob er in die Gefahr,

sein Leben zu verlieren, durch eigenes Verhalten oder

durch eine besatzungseigentümliche besondere Gefahr ge—
raten ist. Wäre gegen ihn auch nach deutschem Recht die

Todesstrafe verhängt werden, hätte er sich selbst in die
Gefahr, sein Leben zu verlieren, gebracht. Denn für die An—

wendung des © 5 Abs. 1 Buchst. d BVG ist auszugehen von dem

bw

»? .-8_
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Verhalten des Ehemannes der Klägerin. Je nachdem ob und

in welcher Weise es nach damaligem deutschen Recht straf—

würdig gewesen wäre, richtet sich, im Hinblick auf die

von den Besatzungsgerichten verhängte Strafe und deren
etwaiges grobes Mißvershültnis zu der von einem deutschen

Gericht voraussichtlich ausgesprochenen Bestrafung, das

Vorliegen einer besonderen Gefahr. Hierbei ist das deut—

sche Recht zugrunde zu legen, das Spätestens zu dem Zeit—

punkt gegolten hat, in dem das Besatzungsgericht sein Ur—

teil gefällt hat. Verurteilung zum Tode und Vollstreckung

des Urteils bilden für die Anwendung des BVG eine Einheit,

weil durch das Urteil der Verlust des Lebens in solche

Nähe gerückt werden ist, daß seine VollstreckUng nicht als

eine neue selbständige Bedingung für den Eintritt des

Todes angesehen werden kann. Demgemäß muß unberücksich—

tigt bleiben, wenn nachträglich kraft deutschen Gesetzes

diese Strafe in lebenslange Zuchthausstrafe umgewandelt

werden wäre. Auch in diesen Fällen bleibt — ähnlich wie
in denen der oben erwähnten Begnadigung — der Uhrechtsge—

halt der begangenen Straftaten erhalten und ist für die

Strafvollstreckung maßgebend. ‚„

Das Berufungsgericht hat also die Vorschrift des © 5
Abs. 1 Buchst. d BVG unrichtig angewandt, wenn es das

strafwürdige Verhalten des Ehemannes der Klägerin nicht

ermittelt, sondern es lediglich auf die Tatsache der Voll—

streckung der vom Besatzungsgericht verhängten Todesstrafe

nach dem Inkrafttreten des GG abgestellt hat. Das ange—

fochtene Urteil war demgemäß aufzuheben. Über das nach

deutschem Recht strafwürdige Verhalten des Ehemannes der

Klägerin liegen Feststellungen des Berufungsgerichts nicht

vor. Dem Senat ist es verwehrt, selbst Feststellungen zu

treffen. Deshalb konnte er in der Sache nicht selbst ent—

scheiden, sondern mußte den Streitfall — wie geschehen —

an das LSG zurückverweisen. Dieses wird nunmehr das straf—

würdige Verhalten des Ehemannes der Klägerin zu vermitteln

haben. Bei der strafrechtlichen Beurteilung kann vielleicht
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das von der Klägerin zitierte Urteil des Bundesge—

richtshofes vom 14. Januar 1964 — abgedruckt in NJW.

1964, 430 ff — belangvoll sein.

Die Entscheidung über die Kosten auch des Revisionsver—

fehrcns bleibt dem abschließenden Urteil vorbehalten.

Da die Voraussetzungen der 55 165, 153 Abs. 1 und 124
Abs. 2 SGG vorgelegen haben, konnte der Senat ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil entscheiden.
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